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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Verschiebung des Zeitpunktes, in dem die 
Verordnungen (EWG) Nr. 1055/72 des Rates vom 18. Mai 1972 über die Mitteilung der 
Einfuhr von Kohlenwasserstoffen an die Kommission und (EWG) Nr. 1056/72 des 
Rates vom 18. Mai 1972 über die Mitteiiung der Investitionsvorhaben von gemein- 
schaftlichem Interesse auf dem Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätssektor an die 
Kommission im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
angewendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 5 und 213, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat am 18. Mai 1972 die Verordnungen 
(EWG) Nr. 1055/72 über die Mitteilung der Einfuhr 
von Kohlenwasserstoffen an die Kommission und 
Nr. 1056/72 über die Mitteilung der Investitionsvor- 
haben von gemeinschaftlichem Interesse auf dem 
Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätssektor an die Kom- 
mission-) erlassen. 

Das Vereinigte Königreich Großbritannien und 
Nordirland hat aus verwaltungstechnischen Grün- 
den gebeten, den Zeitpunkt, in dem die beiden ge- 
nannten Verordnungen im Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland angewendet werden, 
um sechs Monate hinauszuschieben. 


Es erscheint gerechtfertigt, diese Frist zu gewäh- 
ren - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Zeitpunkt, von dem an die Verordnungen (EWG) 
Nr. 1055/72 und (EWG) Nr. 1056/72 im Vereinigten 
Königreich Großbritannien und Nordirland ange- 
wendet werden, wird auf den 1. Juli 1973 verscho- 
ben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120 
vom 25. Mai 1972, S. 3 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120 
vom 25. Mai 1972, S. 7 
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Begründung 


Der Rat hat am 18. Mai 1972 die Verordnung (EWG) 
1055/72 über die Mitteilung der Einfuhr von Kohlen- 
Wasserstoffen an die Kommission und die Verord- 
nung (EWG) 1056/72 über die Mitteilung der Inve- 
stitionsvorhaben der gemeinschaftlichen Interessen 
auf dem Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätssektor an 
die Kommission erlassen. 

Das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nord- 
irland hat eine Frist von 6 Monaten, gerechnet vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Beitrittsvertrages 
für das Inkraftsetzen der beiden Verordnungen er- 
beten. 

Die vorgesehenen Fristen für das Inkraftsetzen der 
Rechtsverordnungen, die vor Abschluß des Beitritts- 
vertrages erlassen worden waren, sind im Anhang 
XI des genannten Vertrages aufgeführt. 

Die Tatsache, daß die beiden genannten Verordnun- 
gen zeitlich nach der Unterschrift des Beitrittsver- 
trages erlassen wurden, rechtfertigt den Vorschlag, 
zu gegebener Zeit die notwendigen Schritte zu unter- 
nehmen, um dem Vereinigten Königreich Groß- 
britannien und Nordirland eine Frist von 6 Monaten, 
gerechnet vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bei- 
trittsvertrages für das Inkraftsetzen dieser beiden 
Verordnungen zuzubilligen. 

Der anliegende Verordnungsvorschlag entspricht 
dieser Forderung. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
9. März 1973 - 1/4 (IV/ 1 )- 680 70-E-En 8/73 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 15. Februar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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